
 

 

 
 

 
 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben eine Stellungnahme abgegeben: 

Nr. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Schreiben vom 

1.  Regierungspräsidium Tübingen, Referat 21 – Bauleitplanung  16.05.2024 
2.  Nachbarschaftsverband Ulm 14.05.2024 
3.  Landratsamt Alb-Donau-Kreis 03.06.2024 
4.  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 29.04.2024 
5.  Deutsche Telekom Technik GmbH 31.05.2024 
6.  Unitymedia Kabel BW GmbH 23.05.2024 
7.  EnBW Energie Baden-Württemberg AG / Netze BW 21.05.2024 
8.  SWU Netze GmbH 16.05.2024 
9.  IHK Ulm 27.05.2024 
10.  Handwerkskammer Ulm 24.05.2024 
11.  Deutsche Bahn AG  - 
12.  Regionalverband Donau-Iller 16.05.2024 
13.  Landesamt für Denkmalpflege 07.05.2024 
14.  Gemeinsamer Gutachterausschuss bei der Stadt Ehingen (Donau) - 
15.  Regierungspräsidium Freiburg Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 10.05.2024 
16.  Landratsamt Alb-Donau-Kreis Eigenbetrieb Abfallwirtschaft - 

Stadt Erbach 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 
„Wetterkreuz II“ 

Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 26.04.2024 – 27.05.2024  

Stand: 18.06.2026 
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Nr. Behörden/ TöB 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger  
öffentlicher Belange 

Abwägungsvorschlag 
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17.  BUND - 
18.  Stadt Ulm - 
19.  Gemeinde Hüttisheim 16.05.2024 
20.  Gemeinde Achstetten - 
21.  Gemeinde Oberdischingen 03.05.2024 
22.  Gemeinde Altheim (bei Ehingen) -  
23.  Stadt Schelklingen 29.04.2024 
 
 
 
Aus der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben: 
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1. Regierungspräsidi-
um Tübingen, 
Referat 21 
Raumordnung, 
Baurecht, Denk-
malschutz 
 
Schreiben vom 
16.05.2024 

 
Weiterhin keine Bedenken. 

 
Kenntnisnahme 
Keine Bedenken  

2. Nachbarschafts-
verband Ulm 
 

Der Nachbarschaftsverband Ulm nimmt zu vorliegender Planung wie 
folgt Stellung. 
 

 

 Schreiben vom 
14.05.2024 

Der vorgesehene Bebauungsplan kann gem. § 8 Abs. 3 BauGB nicht 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der Flächennut-
zungsplan weist im östlichen Bereich eine geplante Grünfläche aus, 
welche sich nicht in der Bebauungsplanung widerspiegelt. 
Ein eventueller Flächentausch von Wohngebietsflächen muss an 
dieser Stelle geprüft werden, um der Entwicklungsvorstellung der 
Gemeinde gerecht zu werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
Im gültigen Flächennutzungsplan ist das Gebiet „Ersingen Wetter-
kreuz II“ überwiegend als zukünftige Wohnbaufläche ausgewiesen 
und der Bebauungsplan kann somit in seiner konkretisierenden 
Ausformung aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan entwi-
ckelt werden. 
 
Die im FNP dargestellte geplante Wohnbaufläche ist nach Süden 
umfangreicher als der geplante Umgriff. Dementsprechend erfolgt 
eine Reduzierung der geplanten Wohnbauflächen um ca. 0,56 ha. 
Der zur Überplanung beabsichtigte Teil der „geplanten Grünflä-
che“ im FNP beträgt ca. 0,64 ha, siehe folgende Abbildung. Stellt 
man diese Flächenanteile gegenüber entspricht dies einem nahe-
zu flächengleichen Ausgleich. 
 



Stadt Erbach Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Wetterkreuz II“ 4 
 Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
 

Nr. Behörden/ TöB 
Schreiben vom 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger  
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Das weitere Vorgehen ist mit dem Nachbarschaftsverband abzu-
stimmen. 
 

 
 
Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets 
wird nicht beeinträchtigt, da für die im FNP dargestellte Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung Sport- und Freizeitfläche kein Be-
darf mehr besteht und der nun durch den Bebauungsplan definier-
te neue östliche Ortsrand einen homogenen Siedlungsrand bilden 
wird. 
 
Kenntnisnahme  
Beteiligung erfolgt im weiteren Verfahren.  
 

3. Landratsamt Alb-
Donau-Kreis 
FD Ländlicher 
Raum, Kreisent-
wicklung 
 

1 Anregungen 
 

1.1 Straßen 
 Die Erschließung ist über vorhandene Straßen gesichert. Die 

straßenbaulichen und verkehrstechnischen Belange der Kreis-
straße K 7373 werden nicht berührt. 

 

 
 
 
Kenntnisnahme  
Keine Betroffenheit 
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 Schreiben vom 
03.06.2024 

1.2 Bauen, Brand- und Katastrophenschutz  
Brandschutz 

 
1.2.1 Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Menge 

von 48 m3 pro Stunde über einen Zeitraum von 2 Stunden vor-
zusehen.  
 

1.2.2 Die Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserent-
nahme leicht ermöglichen. 
 

1.2.3 Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur 
Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen muss in einer 
Entfernung von 75 Metern Lauflinie bis zum Zugang des 
Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sicherge-
stellt sein.  
 

1.2.4 Entnahmestellen mit verminderter Leistung sind vertretbar, 
wenn die gesamte Löschwassermenge des Grundschutzes in 
einem Umkreis (Radius) von 300 Metern aus maximal 2 Ent-
nahmestellen sichergestellt ist.  
 

1.2.5 Diese Regel gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hin-
weg. Das sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen 
sowie langgestreckte Gebäudekomplexe die die tatsächliche 
Laufstrecke zu den Wasserentnahmestellen unverhältnismäßig 
verlängern.  
 

1.2.6 Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen wel-
che auch der Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, 
dürfen 150 Meter nicht übersteigen. Größere Abstände von 
Hydranten bedürfen der Kompensation durch geeignete 
Löschwasserentnahmestellen.  
 

1.2.7 Bei der oben genannten Löschwasserentnahme aus Hydranten 
(Nennleistung) darf der Betriebsdruck 1,5 bar nicht unterschrei-
ten.  

 
 
Kenntnisnahme  
Die Hinweise werden aufgenommen und die Anforderungen sind 
bei der technischen Erschließungsplanung zu berücksichtigen.  
 
 
Kenntnisnahme 
Umsetzungsbezogene Hinweise zur Erschließung im Bebauungs-
plan als Hinweise aufgenommen. 
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1.2.8 Der Punkt 3.7 aus der VwV Feuerwehrflächen ist zu beachten. 
 

 
 
Die Festsetzung zur öffentlichen Verkehrsfläche steht den Anfor-
derungen nicht entgegen. 
 

  1.3 Landwirtschaft 
1.3.1 Im Plangebiet befinden sich landwirtschaftliche Wege (FlstNrn. 

1347, 1342) und im Nahbereich sind Ackerflächen, ein land-
wirtschaftlicher Schuppen und eine Weidehaltung. Bei der Flä-
chenbewirtschaftung entstehen Geruchs-, Staub- und Lärmim-
missionen, die sporadisch zu Belästigungen im Plangebiet füh-
ren können. Auch verursachen die Tiere sowie Geräte und Ma-
schinen Lärmimmissionen.  
 
Ein ausreichender Abstand (z.B. Meter breite Pflanzgebote auf 
öffentlichen Grünflächen) und entsprechende Hinweise in den 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans können zu einer 
Reduzierung von Nutzungskonflikten beitragen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.3.2 Das bestehende landwirtschaftliche Feldwegenetz im Umfeld 

des Plangebiets ist in einem sehr schlechten baulichen Zu-
stand. Deshalb erfolgt die Zufahrt zu den landwirtschaftlichen 
Flächen (Gewann Riedsaum), mit den heute üblichen landwirt-
schaftlichen Fahrzeugen, über die Straßen der bestehenden 
Wohngebiete. Um zusätzliche Konfliktsituationen und Nachteile 
zu vermeiden wird empfohlen, eine weitere Reduzierung der 
Feldwege (Teilflächen FlstNrn. 1347, 1342) nur in Verbindung 

 
Kenntnisnahme  
Entsprechende Hinweise zu Geruchs-, Staub- und Lärmimmissio-
nen aus dem Außenbereich sind unter D Ziffer 9 im Textteil aufge-
führt.  
Da die verursachten Geruchs-, Staub- und Lärmimmissionen nur 
sporadisch auftreten und als standort- und ortstypisch am Sied-
lungsrand einzuordnen sind, wird von keiner erheblichen Belästi-
gung ausgegangen.  
 
Dem Hinweis wird gefolgt. Zur Minimierung möglicherweise auf-
tretender Belastungen wird zu den unmittelbar angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen im Süden ein 3 m breites Pflanzge-
bot eingeplant, das als Abstandsfläche fungiert und etwaigen Nut-
zungskonflikten vorbeugt. Nach Westen sorgt eine öffentliche 
Fläche besonderen Nutzungszwecks über die Böschung von ca. 
2,5 m zuzüglich des Flurstückes Nr. 1347 eines bestehenden 
Feldweges für ausreichend Abstandsfläche und beugt möglichen 
Nutzungskonflikten vor. Die aufschiebend bedingte Festsetzung 
gilt solange, bis eine westliche Gebietsentwicklung erfolgt und die 
landwirtschaftliche Flächennutzung zugunsten einer Wohnbau-
entwicklung aufgegeben wird.  
 
Kenntnisnahme  
Der Ausbau bzw. die Änderung des Feldwegenetzes wird nicht im 
Rahmen dieses Bebauungsplanverfahrens gelöst. Die Anregung 
wird bei etwaigen Planungen berücksichtigt.  
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mit der Herstellung eines zukunftsfähigen Feldwegenetzes vor-
zunehmen. 

  1.4 Umwelt- und Arbeitsschutz 
Gewässer 

1.4.1 Das Flurstück Nr. 1277 ist im östlichen Bereich bei einem ext-
remen Hochwasserereignis betroffen. Es muss gewährleistet 
sein, dass bauliche Anlagen innerhalb dieses Bereiches in ei-
ner dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet 
werden. Die Wasserspiegellage bei HQExtrem beträgt am be-
troffenen Standort 483,2 m ü. NN (entspricht einer Überflu-
tungstiefe von ca. 0,2 m). Damit eine ausreichende Hochwas-
sersicherheit gewährleistet ist, sollte die EFH-Höhe für Bauvor-
haben in diesem Bereich mindestens diesen Wert einhalten. 
Bauliche Anlagen unterhalb des vorgegebenen Wertes sind 
entsprechend hochwassersicher zu errichten. 
 
Kommunales Abwasser 

1.4.2 Um weitergehende Behandlungsmaßnahmen bei der Nieder-
schlagswasserbeseitigung zu vermeiden, sollten Dach- und 
Fassadenbekleidungen aus unbeschichteten Metallen wie z.B. 
Kupfer, Zink, und Blei grundsätzlich vermieden werden. Eine 
entsprechende Formulierung sollte im Bebauungsplan enthal-
ten sein. 
 
Immissionsschutz 

1.4.3 Aus der Ziffer 4 (Städtebauliche Konzeption) geht hervor, dass 
nordöstlich des Plangebietes ein Sportplatz und der Festplatz 
angrenzen. Zum Sportplatzbetrieb wurde das schalltechnische 
Untersuchung des Ingenieurbüros ISIS A2213 von Juni 2022 
erstellt. Das Gutachten enthält jedoch keine Aussage zum ge-
nannten Festplatz. 
 
Lage und Größe des Festplatzes gehen weder aus den beilie-
genden Plänen noch aus dem schalltechnischen Gutachten 

 
 
Kenntnisnahme  
Das betreffende Flurstück Nr. 1277 wird von Bebauung freigehal-
ten und dient der Retention. Die Anregung wird bei der Dimensio-
nierung der entsprechenden Retentionsfläche berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Dem Hinweis wird gefolgt. Eine entsprechende Formulierung wird 
in die Örtlichen Bauvorschriften aufgenommen.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Das Büro ISIS Ingenieurbüro für Schallimmissionsschutz hat mit 
einem Ergänzungsgutachten vom September 2025 den Festplatz 
untersucht.  
Die Auswirkungen des Festplatzes auf die geplante Wohnbebau-
ung wurden dabei geprüft. Dabei wurde ein Konfliktpotenzial 
durch die Musik-Veranstaltungen im Festzelt festgestellt, vor al-
lem wenn sie den Zeitbereich nachts tangieren. Derartige Veran-
staltungen können nach gutachterlicher Aussage gegebenenfalls 
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zum Sportplatzbetrieb hervor. 
 Auch der Umfang der Festplatznutzung ist hier nicht bekannt. In 

der Regel ist bei Festveranstaltungen jedoch mit Kommunikati-
onsgeräuschen der Besucher sowie auch Beschallungsanlagen 
zu rechnen. Üblicherweise reichen Veranstaltungen auf einem 
Festplatz in den Nachtzeitraum (22.00- 06.00 Uhr) hinein. Ins-
besondere bei geringen Abständen kann erfahrungsgemäß 
nicht ausgeschlossen werden, dass die von einem typischen 
Festplatzbetrieb ausgehenden Geräusche zu einer Überschrei-
tung der Immissionsrichtwerte für ein benachbartes Wohnge-
biet führen. Dieses hätte dann zur Folge, dass dem Veranstal-
tungsbetrieb auf dem Festplatz Beschränkungen auferlegt wer-
den müssten, die eine weitere Festplatznutzung erschweren.  

 
 Um abzusichern, dass die Nutzung des angrenzenden Fest-

platzes weiterhin möglich ist, wird empfohlen, dass schalltech-
nische Gutachten des Ingenieurbüros ISIS A2213 um eine 
Aussage zum Festplatz ergänzen zu lassen. 

nach den Kriterien der seltenen Ereignisse der Freizeitlärmrichtli-
nie genehmigt werden. 
Die Empfehlung des schalltechnischen Gutachtens wird als Hin-
weis im Textteil aufgenommen, zur Minimierung des Konfliktpo-
tenzials und zur Sicherstellung eines ausreichenden Luftwechsels 
bei geschlossenen Fenstern den Einbau von schalldämmenden, 
fensterunabhängigen Lüftungseinrichtungen in den Schlaf- und 
Kinderzimmern an den durch das Gutachten definierten, geplan-
ten Wohngebäuden vorzusehen.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
Das Büro ISIS Ingenieurbüro für Schallimmissionsschutz hat mit 
einem Ergänzungsgutachten vom September 2025 den Festplatz 
untersucht und die beschriebenen Auswirkungen ermittelt. Dieses 
liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei.  
 

  2 Hinweise 
 

2.1 Ländlicher Raum, Kreisentwicklung  
2.1.1 Der Bebauungsplan wird im 2-stufigen Regelverfahren aufge-

stellt und dient der Entwicklung von Wohnbauflächen. Die ver-
dichtete Bauweise mit Mehr- und Einfamilienhäusern sowie 
Doppel-, Reihen- und Kettenhäusern wird sehr begrüßt und 
entspricht dem Sparsamkeits- und Schonungsgebot des § 1a 
Abs. 2 BauGB.    
 

2.1.2 Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt ist, ist der FNP im Rahmen des Parallelverfahren 
nach § 8 Abs. 3 BauGB fortzuschreiben. 
 
 

  

 
 
 
Kenntnisnahme. 
Zustimmung. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Der Bebauungsplan kann in seiner konkretisierenden Ausformung 
mit nahezu flächengleichen (Wohn-)Gebietsentwicklung aus dem 
rechtsgültigen Flächennutzungsplan entwickelt werden. 
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2.1.3 Sofern der Bebauungsplan vor der Genehmigung der Änderung 
des Flächennutzungsplans rechtskräftig werden soll, bedarf der 
Bebauungsplan der Genehmigung. 
 

2.1.4 Voraussetzung für die Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
ist es, dass der parallel fortzuschreibende FNP einen Stand er-
reicht hat, der die Annahme rechtfertigt, dass der Bebauungs-
plan aus den künftigen Darstellungen des FNP entwickelt sein 
wird. Dazu zählt insbesondere ein entsprechender Aufstel-
lungsbeschluss und der Abschluss der frühzeitigen Bürger- und 
Behördenbeteiligung im Rahmen der parallelen Fortschreibung 
des FNP. 
 

2.1.5 Bitte senden Sie uns mit In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes 
den zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes zusätzlich in 
vektorieller Form als XPlan-GML-Datei. 
 

2.1.6 Bitte teilen Sie uns entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB mit, wie 
Sie diese Stellungnahme behandelt haben. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Dem Landratsamt Alb-Donau-Kreis werden die entsprechenden 
Unterlagen nach dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes zu-
gesendet.  
Beteiligung erfolgt im weiteren Verfahren.  
 

  2.2 Landwirtschaft 
2.2.1 Werden für eine naturschutzrechtliche Kompensation landwirt-

schaftliche Flächen verwendet, ist der § 15 Abs. 3 Bundesna-
turschutzgesetz gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 Baugesetzbuch an-
zuwenden. Eine Beurteilung agrarstruktureller Belange nach § 
15 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz ist möglich, wenn die 
Maßnahmen entsprechend detailliert (z.B. Lage, Ausgangsnut-
zung, Maßnahmen, Zeitpunkt, Bewertung) beschrieben werden. 
 

 Im Bebauungsplan haben die Festsetzungen von Grenzab-
ständen zwischen Hecken, Gehölzen, Einfriedungen und land-
wirtschaftlich genutzten Grundstücken nach § 27 Nachbar-
rechtsgesetz Baden-Württemberg (NRG BW) keinen Vorrang. 

 

 
Kenntnisnahme  
Die agrarstrukturellen Belange werden bei der Festlegung exter-
ner Ausgleichsflächen geprüft und behandelt. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Ein Hinweis auf die Einhaltung des NRG BW enthält die Festset-
zung in A Ziffer 12.2 
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  2.3 Forst, Naturschutz 
Naturschutz 

2.3.1 Der Umgriff des geplanten B-Planes „Wetterkreuz II“ liegt au-
ßerhalb von bestehenden Schutzgebieten. 

 Für die weitere Bearbeitung des Bebauungsplanes ist ein ar-
tenschutzrechtliches Gutachten und ein Umweltbericht mit 
Grünordnungsplan zu erstellen. Der Untersuchungsumfang des 
Artenschutzgutachtens kann mit der unteren Naturschutzbe-
hörde abgestimmt werden. 

 
 
Kenntnisnahme  
Ein artenschutzrechtliches Gutachten wurde durch Bio-Büro 
Schreiber vom November 2025 durchgeführt. 
Der Entwurf des Umweltberichtes mit integrierter Grünordnungs-
planung wird zur Veröffentlichung und Beteiligung beigefügt.  

  2.4 Umwelt- und Arbeitsschutz 
Boden- und Grundwasserschutz 

2.4.1 Den vorgelegten Antragsunterlagen lag für das Schutzgut Bo-
den keine Eingriff-/und Ausgleichsbilanzierung bei, diese ist 
noch zu erstellen und zur Beurteilung vorzulegen. Nach Vorla-
ge der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erfolgt seitens des Bo-
denschutzes die abschließende Stellungnahme. 
Hinweis sollte der Eingriff in das Schutzgut Boden nicht voll-
ständig durch Kompensationsmaßnahmen innerhalb des 
Schutzguts Boden ausgeglichen werden können, ist ein 
schutzgutübergreifender Ausgleich innerhalb des Schutzguts 
Biotope zulässig. 
 

2.4.2 Den Antragsunterlagen lag kein Bodenschutzkonzept bei. Nach 
§ 2 Abs. 3 LBodSchAG besteht für Vorhaben, bei denen auf ei-
ner nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebau-
ten Fläche von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt 
werden soll, eine gesetzlich bindende Vorgabe zur Erstellung 
eines Bodenschutzkonzeptes durch den Vorhabenträger. Das 
Bodenschutzkonzept soll sicherstellen, dass der Boden im Um-
feld des Vorhabens in seinen natürlichen Bodenfunktionen vor 
vermeidbaren Beeinträchtigungen wie Verdichtung oder Verun-
reinigung mit Fremdstoffen geschützt wird und entstandene 
Einwirkungen beseitigt werden. Dieses Bodenschutzkonzept ist 
noch zu erstellen und vorzulegen. 
 
 

 
 
Kenntnisnahme  
Der Entwurf des Umweltberichtes mit integrierter Grünordnungs-
planung enthält auch die Eingriff-/ Ausgleichsbilanzierung, auch 
zum Schutzgut Boden. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Ein Bodenschutzkonzept wird zur Erschließungsplanung erstellt. 
Die Baugrunduntersuchungen und -beurteilung vom 20.03.2020 
durch Schirmer Ingenieurgesellschaft mbH Geo- und Umwelt-
technik dienen als Grundlage zur Erschließungsplanung des zu-
künftigen Baugebiets.  
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2.4.3 Die Versorgung des vorgesehenen Gebietes mit Trink- oder 
Betriebswasser ist gemäß der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB WasserV) 
vom 20. Juni 1980 zu gewährleisten. Bei der Dimensionierung 
der Versorgungsleitungen ist zu berücksichtigen, dass Wasser 
unter dem Druck zu liefern ist, der für eine einwandfreie De-
ckung des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungs-
gebiet erforderlich ist. Im Zusammenhang „Bereitstellung von 
Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ wird 
auf das DVGW- Arbeitsblatt W 405 verwiesen. 
 

2.4.4 Erdwärmesonden und Grundwasserentnahmen für den Betrieb 
von Wärmepumpen für die Gebäudebeheizung sind generell 
beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis anzuzeigen und bedürfen 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Auskünfte erteilt der Fach-
dienst Umwelt- und Arbeitsschutz beim Landratsamt Alb-
Donau-Kreis. Wir bitten, diese Bestimmungen im textlichen Teil 
des Bebauungsplanes aufzunehmen. 
 

2.4.5 Für eine Grundwasserhaltung bzw. Grundwasserabsenkung 
während der Bauzeit ist nach § 43 Absatz 2 Wassergesetz für 
Baden-Württemberg (WG) beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis 
eine wasserrechtliche Erlaubnis rechtzeitig zu beantragen. 
 
Kommunales Abwasser 

2.4.6 Für das zur Bebauung vorgesehene Gebiet ist vom Träger der 
Bauleitplanung der Nachweis einer geordneten Abwasserbesei-
tigung unter Berücksichtigung der Niederschlagswasserbeseiti-
gung nach § 46 des Wassergesetzes (WG) und § 55 des Was-
serhaushaltsgesetzes (WHG) zu erbringen. Die Entwässe-
rungsplanung ist der unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor 
Baubeginn zur Herstellung des Benehmens nach § 48 Abs. 1 
WG bzw. zur Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach 
§ 8 WHG vorzulegen. 

 
2.4.7 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 des Baugesetzbuches müssen bei der 

Kenntnisnahme  
zur Berücksichtigung bei der Erschließungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Der Hinweis auf entsprechende Bestimmungen wird in den Text-
teil des Bebauungsplans aufgenommen. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Ein entsprechender Hinweis wurde in den Textteil des Bebau-
ungsplans übernommen. 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Ein entsprechender Hinweis wurde in den Textteil des Bebau-
ungsplans übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  



Stadt Erbach Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Wetterkreuz II“ 12 
 Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
 

Nr. Behörden/ TöB 
Schreiben vom 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger  
öffentlicher Belange 

Abwägungsvorschlag 

 

Stand: 18.06.2026 

Aufstellung eines Bebauungsplans die Belange des Umwelt-
schutzes berücksichtigt werden. Um die Auswirkungen auf den 
Wasserhaushalt abschätzen zu können, ist daher eine Wasser-
bilanz gemäß dem Regelwerk DWA-M 102-4 zu erstellen. Die 
Ergebnisse der Wasserbilanzierung sind in der Entwässe-
rungsplanung des Baugebiets zu berücksichtigen. 
 
Immissionsschutz 

2.4.8 Bei der Aufstellung von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsge-
räten, Luft-Wärme-Pumpen, Mini-Blockheizkraftwerken und 
ähnlichen Anlagen sind die sich aus den Vorgaben des LAI 
"Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten" ergebenden Mindestabstände zur be-
nachbarten Wohnbebauung zu beachten.   
Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden 
_verbesserung_schutz_gegen_laerm_bei_stat_geraete_15885
94414.pdf 
 

Die Anforderungen an das Entwässerungskonzept werden im 
Textteil ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Umsetzungsbezogener Hinweis wird in den Textteil übernommen. 
 

  2.5 Flurneuordnung 
 Es ist kein Verfahren nach dem FlurbG betroffen. 

Kenntnisnahme  
Keine Betroffenheit. 
 

4. Bundeswehr 
 
Schreiben vom 
29.04.2024 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 
Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände. 
 

Kenntnisnahme  
Keine Einwände. 
 

5. Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
 
Schreiben vom 
31.05.2024 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - 
als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 
TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und be-
vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
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  Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien 
der Telekom. Ein Lageplanauszug ist beigelegt. 
 

Kenntnisnahme  
Keine Betroffenheit. 
 

6. Vodafone West 
GmbH 
für 
Unitymedia Kabel 
BW GmbH 
 
Schreiben vom 
23.05.2024 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tief-
bauunternehmen anzufordern. 
Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über 
die Seite: 
https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/inde
x.html 
 
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte 
einholen. Bitte beachten Sie: 
Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der 
Vodafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West 
GmbH angefordert werden. 
 

 
Kenntnisnahme  
Hinweis zur Erkundungspflicht wird im Textteil aufgenommen. 
 

7. Netze BW GmbH 
 
Schreiben vom 
21.05.2024 

Für eine sichere Versorgung des Neubaugebietes mit elektrischem 
Strom, benötigen wir eine neue Umspannstation (UST). Den für die 
Versorgung günstigsten Bereich haben wir im beigefügten Plan ein-
gezeichnet. Wir bitten Sie, in diesem Bereich eine Versorgungsfläche 
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) im Bebauungsplan festzusetzen. 
Es ist vorgesehen, diese bei Bedarf zu erwerben. Der Flächenbedarf 
ist in dem beigefügten Dokument dargestellt. 
 
Ein verbindlicher Standort für die benötigte UST ist dringend erforder-
lich, damit wir unsere Planungen zügig vorantreiben können. Eine 
UST können wir erst dann in Auftrag geben, wenn dieser Standort 
feststeht, damit wir diese auch, von der Produktionsfirma, dorthin 
liefern lassen können. Ein anderer Verfahrensablauf ist 
nicht möglich. Eine Lieferzeit von 8 bis teilweise 18 Monaten ist hier-
bei ebenfalls zu berücksichtigen. 
 

 
Kenntnisnahme  
Eine entsprechende Fläche wird im städtebaulichen Entwurf be-
rücksichtigt bzw. im Bebauungsplan durch Festsetzung gesichert.  
 

  Vor der Erfassung der auszuschreibenden Leistungen für die Er-
schließungsarbeiten bitten wir Sie um ein Koordinationsgespräch, 
damit die Leistungsgrößen (für Telekom, Straßenbeleuchtung, BVA 
und Strom) abgestimmt werden, um weitere Synergiepotentiale bei 

Kenntnisnahme  
Umsetzungsbezogener Hinweis. 
Beteiligung erfolgt im weiteren Verfahren.  
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einer gemeinsamen Ausschreibung und Auftragsvergabe zu erzielen. 
 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. Vielen Dank. 
 

8. SWU Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm 
GmbH 
 
Schreiben vom 
16.05.2024 

Als Teil innerhalb der SWU-Unternehmen konnten wir nicht alleine zu 
dem Vorhaben Stellung nehmen. Aus diesem Grund haben wir Ihre 
E-Mail an unsere Konzernunternehmen weitergeleitet. 
Ihr Anliegen wurde von der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH 
auf eigene Belange untersucht. 
Wir dürfen Ihnen mitteilen, dass seitens der Stadtwerke Ulm/ Neu 
Ulm Netze GmbH keine Einwände bestehen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme  
Keine Einwände 
 

9. IHK Ulm 
 
Schreiben vom 
27.05.2024 

Die Industrie- und Handelskammer Ulm hat im Anhörungsverfahren 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Entwurf des oben genannten Bebau-
ungsplans auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen keine Beden-
ken oder Anregungen vorzubringen. 
 

 
Kenntnisnahme  
Keine Bedenken oder Anregungen. 
 

10. Handwerkskammer 
Ulm 
 
Schreiben vom 
24.05.2024 

Die Handwerkskammer Ulm hat zum aktuellen Verfahrensstand kei-
ne Bedenken und Anregungen vorzutragen. 

Kenntnisnahme  
Keine Bedenken oder Hinweise. 

12. Regionalverband 
Donau-Iller 
 
Schreiben vom 
16.05.2024 

Regionalplanerische Belange stehen der Bauleitplanung nicht entge-
gen. Es bestehen daher aus unserer Sicht keine Einwände. 

Kenntnisnahme  
Keine Einwände 
 

13. Landesamt für 
Denkmalpflege 
 
Schrieben vom 
07.05.2024 

1. Bau- und Kunstdenkmalpflege:  
Bezüglich des genannten Verfahrens äußert die Bau- und Kunst-
denkmalpflege keine Anregungen oder Bedenken.  
 
2. Archäologische Denkmalpflege:  
Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegender 
Form keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale sind entwe-
der nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu erwarten-
den Bodeneingriffe nicht gefährdet.  

Kenntnisnahme  
Keine Anregungen oder Bedenken. 
 
 
Kenntnisnahme  
Keine Bedenken 
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  Wir bitten jedoch um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 
und 27 DSchG: 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologi-
sche Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 
DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand 
zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Ver-
kürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. 
§27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurz-
fristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufir-
men sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
 

 
 
Kenntnisnahme  
Die entsprechenden Hinweise werden im Textteil ergänzt. 
 

15. Landesamt für 
Geologie, Rohstof-
fe und Bergbau 
 
Schreiben vom 
10.05.2024 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im 
Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorlie-
genden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu den Auf-
gabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt 
Stellung:  
 
1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  
1.1. Geologie  
 Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geo-

logischen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im 
LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen 
zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissen-
schaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
 
 

  1.2. Geochemie  
 Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einhei-

ten von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abruf-

 
Kenntnisnahme  
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bar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind 
im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen be-
schrieben. 

 
  1.3. Bodenkunde  

 Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natür-
lichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Boden-
kundlichen Karte 1: 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden.  

 Der geplante Retentionsraum befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten teilweise im Verbreitungsbe-
reich eines vererdeten Niedermoores (KE s362). Bedingt durch 
den mittleren Maßstab der BK50 (1: 50 000) ist keine Aussage 
über den genauen Vererdungszustand des Niedermoores mög-
lich. Wir empfehlen daher, in Rücksprache mit der unteren Bo-
denschutzbehörde das weitere Vorgehen zu besprechen.  

 
 Des Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung vorzugsweise 

auf Grundlage der Bodenschätzungsdaten auf ALK und ALB Ba-
sis (2010, vom LGRB vertrieben) herangezogen werden, da die-
se Informationen zu den örtlichen Bodeneigenschaften auf Flur-
stückebene enthalten und somit detaillierter sind als die BK50.  

 
 Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Boden-

schutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) bei geplanten Vorha-
ben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder un-
bebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein 
Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung des sparsamen, scho-
nenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im 
Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu 
erstellen ist. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 
19639 wird dringend empfohlen.  

 
 Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ 

Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 
Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforder-

 
Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Ein Bodenschutzkonzept wird zur Erschließungsplanung erstellt. 
Die Baugrunduntersuchungen und -beurteilung vom 20.03.2020 
durch Schirmer Ingenieurgesellschaft mbH Geo- und Umwelt-
technik dienen als Grundlage zur Erschließungsplanung des zu-
künftigen Baugebiets.  
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es erfolgt eine Prüfung im Rahmen der Erschließungsplanung. 
Aufgrund der Geländehöhenanhebung durch die Erschließungs-
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ten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwer-
tung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Bodenfunk-
tionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

 

planung ist von keiner Bodenüberschussmasse auszugehen. 

  2.  Angewandte Geologie  
 Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 

Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorge-
legter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für 
das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologi-
scher bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 

 
 
2.1.  Ingenieurgeologie  
 Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 

andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen:  

 Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vor-
handenen Geodaten im Verbreitungsbereich Rheingletscher-
Niederterrassenschottern und Niedermoorablagerungen. Im Be-
reich von anthropogenverändertem Gelände muss lokalen Auf-
füllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastab-
tragung geeignet sind, gerechnet werden.  

 Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsver-
halten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene orga-
nische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Er-
schwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bau-
werksrelevant sein.  

 
 In Anbetracht der Größe des Plangebiets geht das LGRB davon 

aus, dass eine ingenieurgeologische Übersichtsbegutachtung 
durch ein privates Ingenieurbüro durchgeführt wurde/wird. Darin 
sollten die generellen Baugrundverhältnisse untersucht sowie 
allgemeine Empfehlungen zur Erschließung und Bebauung ab-

 
 
 
Kenntnisnahme  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme  
Die Hinweise werden in den Bebauungsplan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Baugrundbeurteilung und geotechnische Beratung sowie 
hydrogeologische Untersuchungen wurden durch die Schirmer 
Ingenieursgesellschaft mbH vom März 2020 durchgeführt. Diese 
liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei.  
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gegeben werden. Ferner sollten darin die Notwendigkeit und der 
Umfang objektbezogener Baugrundgutachten gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 beschrieben werden.  

 
  2.2. Hydrogeologie  

 Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB außerhalb 
von bestehenden oder geplanten Wasserschutzgebieten oder 
sonstigen relevanten Bereichen sensibler Grundwassernutzun-
gen.  

 Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung des LGRB zu 
hydrogeologischen Themen statt. 

 

 
Kenntnisnahme  
Keine Betroffenheit 
 

  2.3. Geothermie  
 Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Unter-

grundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächenna-
he Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. I-
SONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschrän-
kungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit 
Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie 
vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur 
Kenntnis. 

 

 
Kenntnisnahme  
 

  2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  
 Von rohstoffgeologischer Seite sind zur Planung keine Beden-

ken, Hinweise oder Anregungen vorzutragen. 
 

 
Kenntnisnahme  
Keine Bedenken, Hinweise oder Anregungen 
 

  3. Landesbergdirektion  
3.1.  Bergbau  
 Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
 Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen. 

 

 
 
Kenntnisnahme  
Keine Betroffenheit 
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 Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
 

Nr. Behörden/ TöB 
Schreiben vom 

Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger  
öffentlicher Belange 

Abwägungsvorschlag 

 

Stand: 18.06.2026 

 
 

  Allgemeine Hinweise  
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 
Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten 
besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (Geo-
lDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Infor-
mationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.  
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet Informationen zu 
den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informa-
tionen können fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRB-
homepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch den 
LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  Insbesondere verweisen 
wir auf unser Geotop-Kataster. 
 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 
 

 
Kenntnisnahme  
 

19. Gemeinde Hüttis-
heim 
 
Schreiben vom 
16.05.2024 

Die Gemeinde Hüttisheim erhebt keine Einwendungen gegen das 
geplante Bebauungsplanverfahren. 
 

Kenntnisnahme  
Keine Einwendungen 

21. Gemeinde Ober-
dischingen 
 
Schreiben vom 
03.05.2024 

Von Seiten der Gemeinde Oberdischingen haben wir keine Einwände 
gegen Ihre Planungen. 
 

Kenntnisnahme  
Keine Einwendungen 
 

23. Stadt Schelklingen 
 
Schreiben vom 
29.04.2024 

Die Stadt Schelklingen hat keine Einwände gegen den Bebauungs-
plan „Wetterkreuz II“. 
 

Kenntnisnahme  
Keine Einwendungen 
 


